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der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie, S. 277. — Geſetz, betreffend 
die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbänden, S. 281. 


(Nr. 10628). Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Parochialverbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
der Monarchie. Vom 14. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für . 
die neun älteren Provinzen einſchließlich der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


Artikel J. 

Die Beſchlüſſe der evangeliſchen Kirchengemeinden, durch welche: 

a) die Erhebung einer nach dem Maßſtabe ſtaatlich veranlagter Steuern 
feſtgeſetzten Kirchenſteuer angeordnet, 

b) mit einem Steuerpflichtigen ein feſter jährlicher Kirchenſteuerbetrag für 
ein oder mehrere Jahre im voraus vereinbart, oder einzelnen Steuer⸗ 
pflichtigen eine zeitweilige Befreiung von der Kirchenſteuer gewährt, 
oder an Stelle der Hand- und Spanndienſte die Erhebung eines ihrem 
en entſprechenden Geldbetrags im Wege der Kirchenſteuer feſtgeſetzt 
wird, 

bedürfen, nachdem fie von der kirchlichen Aufſichtsbehörde nach Maßgabe der be⸗ 
ſtehenden kirchengeſetzlichen Vorſchriften genehmigt worden ſind, der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 
Artikel II. 
81. 

Den un Veranlagung der Kirchenſteuern zuſtändigen kirchlichen Gemeinde⸗ 
organen find von den zuſtändigen Staats- und Gemeindebehörden diejenigen 
Unterlagen, deren ſie für die Beſteuerung bedürfen, auf Erfordern mitzuteilen. 
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$ 2. 3 

Die Zwangsvollſtreckung wegen einer gemäß Artikel I genehmigten Kirchen⸗ 
ſteuer erfolgt nach den Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren auf 
Erſuchen der zuſtändigen kirchlichen Gemeindeorgane durch die ſtaatlichen Voll 
ſtreckungsbehörden oder, ſoweit die Einziehung der Staatsſteuern durch kommunale 
Vollſtreckungsbehörden erfolgt, durch dieſe. 

Den Vollſtreckungsbehörden iſt, falls nicht ein geringerer Entgelt vereinbart 
wird, eine Vergütung von zwei Prozent des durch ſie zur Einziehung gelangenden 
Steuerbetrags zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben außerdem auf die 
tarifmäßigen Einziehungsgebühren Anſpruch. Die Vollſtreckungsbehörde hat vor 
zwangsweiſer Einziehung der Steuerbeträge deren Uebereinſtimmung mit den 
Feſtſetzungen des genehmigten Umlagebeſchluſſes zu prüfen. f 


Artikel III. 
Die Vorſchriften der §§ 63 Abſ. 3 bis 5, 79 bis 81, 83 bis 86, 88, 
89 und 94 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. 
S. 152) finden auf die gemäß Artikel I genehmigten Kirchenſteuern ſinngemäß 
Anwendung. d 


Artikel IV. 


§ 1. 

Gegen die Entſcheidungen der kirchlichen Gemeindeorgane über Einſprüche 

gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu einer gemäß Artikel I genehmigten 
Kirchenſteuer ſteht dem Steuerpflichtigen die Beſchwerde offen, welche binnen einer 
mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuftellung der Entſcheidung beginnenden Frift 
von vier Wochen bei dem Konſiſtorium einzulegen iſt. Das Konſiſtorium legt 
die Beſchwerde mit ſeiner Außerung der Staatsbehörde vor. 
12 Entſcheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung der Kirchen⸗ 
emeinde. 5 
5 Den Beſchwerden von Angehörigen eines außerdeutſchen Staates, welche 
damit begründet werden, daß für ſie in dem Bezirke der Kirchengemeinde oder 
in deren nächſter Nachbarſchaft beſondere, nicht von der betreffenden Kirchen⸗ 
gemeinde unterhaltene gottesdienſtliche Veranſtaltungen beſtehen, iſt, wenn dieſe 
Behauptung zutrifft, ftattzugeben, ſofern nach einer in der Geſetz-Sammlung 
veröffentlichten Bekanntmachung des Staatsminiſteriums in dem auswärtigen 
Staate die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt und der zur Kirchenſteuer herangezogene 
Ausländer nicht der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung abgegeben hat, daß 
er zu deren kirchlichen Laſten beitragen wolle. 


2 8 
Der an Stelle des Einſpruchs zuläſſige Antrag auf Verteilung kirchen⸗ 
ſteuerpflichtigen Einkommens auf eine Mehrzahl ſteuerberechtigter Kirchengemeinden 


8 
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iſt von dem Steuerpflichtigten binnen einer Friſt von vier Wochen, welche mit 


dem erſten Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zahlung der Steuer ſeitens der 
zweiten oder einer weiteren „eine Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde be- 
ne an das Konſiſtorium zu richten, in deſſen Bezirk eine der beteiligten 

rchengemeinden gelegen iſt. Das Konſiſtorium legt den Antrag mit ſeiner 
Außerung der Staatsbehörde vor, in deren Bezirk die Kirchengemeinde elegen 
iſt, deren Zahlungsaufforderung dem Steuerpflichtigen ausweislich ſeines Antrags 
zuerſt zugegangen iſt. Die hiernach begründete Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums 
und der Staatsbehörde erſtreckt ſich auch auf weitere etwa noch hervortretende 
Veranlagungen. 


Die St 6 i 5 il . 

180 W bre. e beſchließt nach Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden 
ö $ 3. 

Wird die Beſchwerde oder der Antrag den Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 
und des § 2 Abf. 1 zuwider innerhalb der geſetzlichen Friſt bei der zur Ent⸗ 
ſcheidung oder Beſchlußfaſſung zuſtändigen Staatsbehörde angebracht, ſo gilt die 
Friſt als gewahrt. 5 
a 84. 


Gegen die Entſcheidungen und Beſchlüſſe der Staatsbehörden nach §8 1 
und 2 ſteht binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung be⸗ 
ginnenden Friſt von zwei Wochen ſowohl den Steuerpflichtigen als auch den be 
teiligten Kirchengemeinden die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

ie Klage kann nur darauf geſtützt werden: N 
J. daß die angefochtene Entſcheidung oder der angefochtene Beſchluß auf 
der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des beſtehenden 
Rechtes, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zu⸗ 
ständigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. i 

In der Klage iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung oder 
unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder worin die behaupteten Mängel 
des Verfahrens gefunden werden. . 

In den Fällen des § 1 Abf. 3 findet die Klage nicht ſtatt. 


8 5. 
1. Durch die Erhebung der Beſchwerde oder durch die Stellung des Ver⸗ 
teilungsantrags oder durch die Anſtellung der Klage wird die Verpflichtung zur 
Zahlung der Kirchenſteuer nicht aufgehoben. 


§ 6. us 

„ Die Staatsbehörde ift befugt, bis zur endgültigen Entſcheidung die vor- 
läufige Ausſetzung der Vollſtreckung anzuordnen. 
52° 


3 


5 N §7. 

Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zu einer gemäß 
Artikel I genehmigten Kirchenſteuer nur in den Fällen der §§ 9 und 10 des 
Geſetzes wegen Erweiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. 
S. 241) fiat. 
Artikel V. 

Wird im Falle des Artikels 27 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung, vom 3. Juni 1876 GGeſetz-Samml. S. 125) die Erhebung 
und Einziehung einer Umlage angeordnet, ſo finden die Beſtimmungen des § 25 
des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchen— 
gemeinden und Parochialverbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren 
Provinzen der Monarchie, vom 26. Mai 1905 Kirchliches Geſetz- und Ver— 
ordnungsblatt S. 31) Anwendung. 


Artikel VI. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf die Berliner Stadtſynode 
und die Parochialverbände in größeren Orten und ihre Organe ſinngemäß An- 
wendung. 5 

Artikel VII. a 

Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den Artikeln I und IV dieſes Geſetzes erwähnten Rechte auszu⸗ 
üben haben. - 

Die durch 55 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode 
und die Parochialverbände in größeren Orten, vom 18. Mai 1895 (Geſetz-Samml. 
S. 175) begründete Zuſtändigkeit des Staatsminiſteriums bleibt unberührt. 


Artikel VIII. 

Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen, insbeſondere die beiden 
letzten Abſätze im Artikel 3 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchengemeinde— 
und Synodalordnung, vom 25. Mai 1874 (Geſetz-Samml. S. 147) und im 
Artikel 3 des Geſetzes, betreffend die Kirchengemeindeordnung für die evangeliſchen 
Gemeinden in den Hohenzollernſchen Landen, vom 1. März 1897 (Geſetz-Samml. 
S. 69) ſowie § 5 Abf. 1 des Geſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode und 
die Parochialverbände in größeren Orten, vom 18. Mai 1895 (Geſetz⸗Samml. 
S. 175) werden aufgehoben. 

Das Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 (Geſetz Samml. S. 140) findet auf Kirchenſteuern fortan keine 
Anwendung. . 

Artikel IX. 

Die Feſtſetzung des Zeitpunkts, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 

bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. f 1 


. 


| Artikel X. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Minifter der geiftlichen, 
Unterricht- und Medizinal-Angelegenheiten beauftragt. 28 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Gefle, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. Möller. Frhr. v. Richthofen. 
v. Bethmann Hollweg. 


(Nr. 10629.) Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden und Geſamtverbänden. Vom 14. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
I. Beſteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 
981. 

Die katholiſchen Kirchengemeinden ſind berechtigt, zur Befriedigung ihrer 
Bedürfniſſe Steuern zu erheben. 

Von dieſer Befugnis iſt nur Gebrauch zu machen, ſoweit die ſonſtigen 
verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung der Bedürfniſſe nicht ausreichen, ins— 
beſondere ſoweit die erforderlichen Geldmittel und Leiſtungen nicht nach beſtehendem 
Rechte aus dem Kirchenvermögen entnommen werden können oder vom Patron 
oder von ſonſt ſpeziell Verpflichteten gewährt werden. 

Die Steuerbeſchlüſſe der Kirchengemeinden bedürfen der Genehmigung der 
biſchöflichen und der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


II. Steuerpflicht. 
982 


E Kirchenſteuerpflichtig find alle Katholiken, welche der Kirchengemeinde durch 
ihren Wohnſitz angehören. 5 


e 


§ 3. N 
Die Steuerpflicht beginnt mit dem erſten Tage des auf die Be ründung 
des Wohnſitzes ($ 2) folgenden Monats. Sie erliſcht, unbeſchadet der orſchrift 
des § 3 des Geſetzes, betreffend den Austritt aus der Kirche, vom 14. Mai 1873 
Geſetz⸗Samml. S. 207), 
a) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ablaufe des Monats, 
in welchem der Tod erfolgt iſt, b 
b) durch das Aufgeben des Wohnſitzes ($ 2) mit dem Ablaufe des Monats, 
in welchem der Wohnſditz tatſäͤchlich aufgegeben worden iſt, ſofern 
jedoch bis zu dieſem Zeitpunkte der Kirchengemeinde hiervon keine An⸗ 
zeige erſtattet worden iſt, erſt mit dem Ablaufe des folgenden Monats. 


f SA. 

Bei der Heranziehung von Perſonen mit mehrfachem Wohnſitz innerhalb 
oder innerhalb und außerhalb des preußiſchen Staatsgebiets verbleibt derjenige 
Teil des Geſamteinkommens, welcher aus Grundvermögen, Handels- oder ge⸗ 
werblichen Anlagen einſchließlich der Bergwerke aus Handel und Gewerbe ein⸗ 
ſchließlich des Bergbaues, ſowie aus der Beteiligung an dem Unternehmen einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung fließt, der Kirchengemeinde, in deren Bezirk 
das Grundvermögen oder der Betrieb belegen iſt. Beträgt jedoch dieſer Teil 
mehr als drei Vierteile des Geſamteinkommens des Steuerpflichtigen, fo iſt die⸗ 
jenige Kirchengemeinde, in welcher das ſteuerpflichtige Einkommen weniger als 
ein Vierteil des Geſamteinkommens beträgt, berechtigt, ein volles Vierteil des 
Geſamteinkommens für ſich zur Beſteuerung in Anſpruch zu nehmen. Steht 
dieſer Anſpruch mehreren Kirchengemeinden zu, ſo iſt das Vierteil nach der Zahl 
dieſer Gemeinden zu verteilen. ö a 

Im übrigen dürfen Perſonen mit mehrfachem Wohnſitz innerhalb des 
Preußiſchen Staatsgebiets in jeder Kirchengemeinde nur mit dem der Zahl dieſer 
Gemeinden entſprechenden Bruchteil ihres Einkommens herangezogen werden. 

Die Vorſchriften des § 50 Abſ. 4 des Kommunalabgabengeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes vom 30. Juli 1895 (Geſetz-Samml. S. 409) und des 9851 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 GGeſetz-Samml. S. 152) 
finden ſinngemäß Anwendung. 1. 


$ 5. on 
Der katholiſche Teil einer gemiſchten Ehe ift von der Hälfte des der kirch⸗ 


lichen Beſteuerung zu Grunde liegenden Steuerſatzes ($ 9), zu welchem der Ehe⸗ 


mann veranlagt iſt, zur Kirchenſteuer heranzuziehen. 

Soweit die Ehefrau zu den Staatsſteuern ſelbſtändig veranlagt wird, iſt 
der katholiſche Teil nach Maßgabe ſeiner Veranlagung zur Kirchenſteuer heran- 
zuziehen. 


nne 


Wm nn. 


re 


§ 6. Bi | 

Inſoweit der Patron oder ein fonft ſpeziell Verpflichteter als ſolcher nach 

beſtehendem Rechte für einzelne kirchliche Bedürfniſſe nach beſonderen Grundſätzen 

beizutragen hat, iſt er als Gemeindeglied für dieſe Bedürfniſſe in demſelben 
Umfange wie bisher von der Kirchenſteuer freizulaſſen. 


$ 7. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtehenden geſetzlichen Be⸗ 
freiungen von der Staatseinkommenſteuer oder den ſtaatlich veranlagten Steuern 
haben die entſprechende Befreiung von der Kirchenſteuer zur Folge. 

Von der Kirchenſteuer bleiben die Geiſtlichen und Kirchenbeamten hinſichtlich 
ihres Dienſteinkommens und ihres Ruhegehalts, bei dauernder Verbindung des 
Kirchenamts mit einem anderen Amte hinſichtlich ihrer geſamten Dienſtbezüge 
inſoweit befreit, als ihnen die Befreiung bisher ſchon gewährt worden iſt. f 

Von der Kirchenſteuer ſind befreit die hinterbliebenen Witwen und Waiſen 
der Kirchenbeamten hinſichtlich derjenigen dauernden Bezüge, welche ihnen mit 
Rückſicht auf das kirchliche Amt des Verſtorbenen aus anderen als privatrecht⸗ 
lichen Titeln zuſtehen, ſowie diejenigen, welche aus Anlaß des Todes eines Geiſt⸗ 
lichen oder Kirchenbeamten Bezüge während der Sterbe- und Gnadenzeit erhalten, 
hinſichtlich dieſer Bezüge. 

§ 8. a 

Auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Verpflichtungen zur Leiſtung von 

Kirchenſteuern oder Befreiungen von ſolchen bleiben unberührt. 


III. Amlegung der Rirchenftener. 
| a. Verteilungsmaßſtab. 


89. 
Die Kirchenſteuern ſind für das Rechnungsjahr umzulegen. 

Als Maßſtab der Umlegung dient die Staatseinkommenſteuer, erforder⸗ 
lichenfalls einſchließlich der ftaatlich veranlagten fingierten Normalſteuerſätze, und, 
ſofern daneben eine Heranziehung der Realſteuern erfolgen foll, die ſtaatlich ver- 
anlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. Die Ergänzungsſteuer, die 


Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen ſowie die Betriebsſteuer und die 


Warenhausſteuer ſind bei der Umlegung der Kirchenſteuern nicht heranzuziehen. 


5 $ 10. 
Die Heranziehung der Staatseinkommenſteuer hat mit den aus $$ 2 und 4 
ſich ergebenden Maßgaben in vollem Umfange ſtattzufinden. 
Die Heranziehung der ſtaatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und Ge 
werbeſteuern iſt nur inſoweit zuläſſig, als dieſe Steuern für Grundbeſitz beziehungs- 
weiſe Betriebe veranlagt ſind, welche in der Kirchengemeinde belegen ſind. 


BER. = 2 ce 


Die Realſteuern dürfen nicht mit einem höheren Prozentſatze herangezogen 
werden als die Staatseinkommenſteuer. Wie die vollſtändige Freilaſſung der Neal- 
ſteuern, iſt auch eine geringere Heranziehung aller oder einzelner dieſer Steuern 
zuläſſig. 

b. Grundſätze über die Erhebung der Kirchenſteuer. 


. 

Die Kirchenſteuern ſind auf alle der Beſteuerung unterworfenen Pflichtigen 
nach feſten und gleichmäßigen Grundſätzen zu verteilen. 

Die Erhebung erfolgt in der Form von Zuſchlägen. 

Die Zuſchläge zu den einzelnen der Veranlagung zu Grunde gelegten 
Staatsſteuern müſſen gleichmäßige ſein. 

Eine Minderbelaſtung oder Freilaſſung der fingierten Normalſteuerſätze und 
der ſechs unterſten Stufen der Staatseinkommenſteuer iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen Armenpflege fortlaufende 
Unterſtützung erhalten, ſind zur Kirchenſteuer nicht heranzuziehen. 


a 12. 

Handelt es ſich um Einrichtungen oder Aufwendungen, welche in beſonders 
hervorragendem Maße einem Teile der Kirchengemeinde zugute kommen „ſo kann 
die Kirchengemeinde für einen beſtimmten Zeitraum eine entſprechende beſondere 
Belaſtung dieſes Teiles beſchließen. Bei Abmeſſung der Sonderbelaſtung iſt 
namentlich der zur Herſtellung und Unterhaltung der Einrichtung erforderliche 
Bedarf nach Abzug eines etwaigen Ertrags in Betracht zu ziehen. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 der Nr. 5 in dem $ 6 des Geſetzes, betreffend 
die Bildung von Geſamtverbänden in der katholiſchen Kirche, vom 24. Mai 1903 
Geſetz-Samml. S. 179) bleibt unberührt. 


§ 13. 

In denjenigen Fällen, in welchen die ftaatlich veranlagte Steuer nicht die 
unveränderte Grundlage der Steuerzuſchläge bildet, iſt der dem Zuſchlage zu 
Grunde zu legende Steuerſatz von der kirchlichen Veranlagungsbehörde (§ 16) 
nach den für die ſtaatliche Veranlagung geltenden Grundſätzen zu ermitteln. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln ſowie auf Grund der 
57 und 58 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. 
S. 175) erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung der veranlagten Steuern zieht die 
entſprechende Anderung der Veranlagung zur Kirchenſteuer nach ſich. 


c. Beſondere Vereinbarungen. 


A $ 14. 
Dien Kirchengemeinden find Vereinbarungen mit ſteuerpflichtigen Mitgliedern 
geſtattet, wonach von fabrikmäßigen Betrieben und von Bergwerken an Stelle 
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der Kirchenſteuer in Form von Zuſchlägen zur Staatseinkommenſteuer und zur 
Gewerbeſteuer ein für ein oder mehrere Jahre im voraus zu beſtimmender feſter 
jährlicher Steuerbeitrag zu entrichten iſt. 


$ 15. 

Bei Veränderung von Pfarrbezirken ſowie zum Ausgleiche für erhebliche 
Aufwendungen zu Gunſten einer Kirchengemeinde kann für eine beſtimmte Zahl 
von Jahren die Freilaſſung oder verminderte Heranziehung einzelner Steuer: 
pflichtiger beſchloſſen werden. 

Die Beſchlüſſe in den §§ 14 und 15 bedürfen der Genehmigung der 
biſchöflichen und der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


IV. Verfahren. 
a. Ausſchreibung. 


$ 186. 
Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr durch den Kirchen⸗ 
vorſtand. 
Das Rechnungsjahr beginnt mit dem 1. April und ſchließt mit dem 
31. März. 


Der Beſchlußfaſſung der kirchlichen Organe bleibt überlaſſen, an Stelle 
des Rechnungsjahrs eine Periode von zwei oder drei Rechnungsjahren treten zu 
laſſen. 

AT 

In denjenigen Fällen, in welchen die ſtaatlich veranlagte Steuer ($ 13 
Abſ. 1) nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzuſchläge bildet, ſtehen dem 
Kirchenvorſtande die im § 63 Abſ. 2 des Kommumalabgabengejeges vom 14. Juli 
1893 (Geſetz-Samml. S. 152) aufgeführten Befugniſſe zu. 

Die Beſtimmungen der $$ 63 Abſ. 3 bis 5, 79 und 81 des genannten 
Geſetzes finden ſinngemäß Anwendung. 


§ 18. N 

Dem Kirchenvorſtande ſind von den zuſtändigen Staats- und Gemeinde— 
behörden diejenigen Unterlagen, deren es für die Beſteuerung bedarf, auf Er- 
fordern mitzuteilen. 

8.19. 

Die Erhebung der Kirchenſteuern iſt durch eine in ortsüblicher Weiſe zu 
bewirkende Veröffentlichung der zu erhebenden Prozentſätze bekannt zu machen. 

Die biſchöfliche ſowie die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt befugt, die Bekannt⸗ 
machung des Steuerſatzes an die Steuerpflichtigen durch beſondere verſchloſſene 
Mitteilung anzuordnen. 
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Bei Zugängen im Laufe des Jahres ſowie in denjenigen Fällen, in 
welchen die ſtaatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte Grundlage der 
Steuerzuſchläge bildet, bedarf es ſtets beſonderer verſchloſſener Mitteilung. 

ach erfolgter Bekanntmachung iſt die Steuer in den erſten acht Tagen 
eines jeden Kalendervierteljahrs zu entrichten. 

An Stelle des Vierteljahrs kann durch Beſchluß der kirchlichen Ver⸗ 
anlagungsbehörde (§ 16) eine halbjährliche und, falls nicht mehr als 20 Prozent 
der Staatseinkommenſteuer zu erheben ſind, eine jährliche Hebeperiode eingeführt 
werden. Auch kann feſtgeſtellt werden, daß die Hebung gleichzeitig mit der Ein⸗ 
ziehung der Staats⸗ oder Kommunalſteuern an einem oder mehreren Einziehungs⸗ 
terminen erfolge. 

Wird im Laufe des Rechnungsjahrs eine außerordentliche Umlage not- 
wendig, ſo iſt über die Termine der Einziehung in dem Steuerbeſchluſſe Be⸗ 
ſtimmung zu treffen. 

Die Einziehung ſelbſt findet auf Grund einer vorher ergangenen oder 
ſpäteſtens gleichzeitig erfolgenden Zahlungsaufforderung ſtatt, die, wenn ſie 
ſchriftlich geſchieht, verſchloſſen ſein muß. 


b. Zwangsvollſtreckung. 
ö § 20. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen einer von der biſchöflichen und der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde genehmigten Kirchenſteuer erfolgt nach den Vorſchriften 
über das Verwaltungszwangsverfahren auf Erſuchen der zuſtändigen kirchlichen 
Gemeindeorgane durch die ſtaatlichen „ oder, ſoweit die 
Einziehung der Staatsſteuern durch kommunale ollſtreckungsbehörden erfolgt, 
durch dieſe. 

Den Vollſtreckungsbehörden iſt, falls nicht ein geringerer Entgelt vereinbart 
wird, eine Vergütung von 2 Prozent des durch fie zur Einziehung gelangenden 
Steuerbetrags zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben außerdem auf die 
tarifmäßigen Einziehungsgebühren Anſpruch. 

Die Vollſtreckungsbehörde hat vor zwangsweiſer Einziehung der Steuer⸗ 
beträge deren Übereinſtimmung mit den Feſtſetzungen des genehmigten Umlage⸗ 
beſchluſſes zu prüfen. 

c. Rechtsmittel. 
$. 21. 

Den zur Kirchenſteuer Herangezogenen ſteht gegen die Heranziehung be 
ziehungsweiſe Veranlagung Einſpruch zu. 

Das Rechtsmittel iſt binnen einer Friſt von vier Wochen, vor Tage der 
Aufforderung zur Zahlung ab gerechnet ($ 19 Abſ. 7), bei dem Kirchenvorſtand 
einzulegen. | 

Einſprüche, welche ſich gegen die ſtaatliche Veranlagung richten, find un— 
zuläſſig. 


8 22. 
Über den Einſpruch beſchließt der Kirchenvorſtand. 


8 23. 


Gegen die Entſcheidungen der Kirchenvorſtände über Einſprüche gegen die 
Heranziehung oder Veranlagung zu Kirchenſteuern ſteht dem Steuerpflichtigen die 
Beſchwerde offen, welche binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung beginnenden Friſt von vier Wochen bei der biſchöflichen 
Behörde einzulegen iſt. Die biſchöfliche Behörde legt die Beſchwerde mit ihrer 
Außerung der Staatsbehörde vor. 

8 en Entſcheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung der Kirchen⸗ 
gemeinde. 

Den Beſchwerden von Angehörigen eines außerdeutſchen Staates, welche 
damit begründet werden, daß für ſie im Bezirke der Kirchengemeinde oder in 
deren nächſter Nachbarſchaft beſonder, nicht von der betreffenden Kirchengemeinde 
unterhaltene gottesdienſtliche Veranſtaltungen beſtehen, iſt, wenn dieſe Behauptung 
zutrifft, ſtattzugeben, ſofern nach einer in der Geſetzſammlung veröffentlichen Be⸗ 
kanntmachung des Staatsminiſteriums in dem auswärtigen Staate die Gegen⸗ 
ſeitigkeit verbürgt iſt, und der zur Kirchenſteuer herangezogene Ausländer nicht 
der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung abgegeben hat, daß er zu deren 
kirchlichen Laſten beitragen wolle. 


8 24. 


Im Falle der Heranziehung zur Kirchenſteuer ſeitens mehrerer Kirchen⸗ 
gemeinden ($ 4) kann der Steuerpflichtige an Stelle des Einſpruchs gegen die 
Heranziehung oder Veranlagung in jeder einzelnen der beteiligten Gemeinden auch 
einen Antrag auf Verteilung des kirchenſteuerpflichtigen Einkommens auf die 
mehreren Kirchengemeinden ſeitens der zuſtändigen Staatsbehörde ſtellen. 

Der Verteilungsantrag tritt alsdann an die Stelle des Einſpruchs. 


8 25. 


Der Verteilungsantrag iſt von dem Steuerpflichtige binnen einer Friſt 
von vier Wochen, welche mit dem erſten Tage nach erfolgter Aufforderung zur 
Zahlung der Steuer ſeitens der zweiten oder einer weiteren eine Steuerforderung 
erhebenden Kirchengemeinde beginnt, an die biſchöfliche Behörde zu richten, in 
deren Bezirk eine = beteiligten Kirchengemeinden gelegen iſt. Die biſchöfliche 
Behörde legt den Antrag mit ihrer Außerung der Staatsbehörde vor, in deren 
Bezirk die Kirchengemeinde gelegen iſt, deren Zahlungsaufforderung dem Steuer- 
pflichtigen ausweislich ſeines Antrags zuerſt zugegangen iſt. Die hiernach be⸗ 
gründete Zuſtändigkeit der biſchöflichen Behörde und der Staatsbehörde erſtreckt 
ſich auch auf weitere etwa noch hervortretende Veranlagungen. 
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Die Staatsbehörde beſchließt nach Anhörung der beteiligten Kirchen— 
gemeinden und biſchöflichen Behörden. 


§ 26. 

Wird die Beſchwerde oder der Antrag den Vorſchriften des § 23 Abſ. 1 
und $ 25 Abſ. 1 zuwider innerhalb der geſetzlichen Friſt bei der zur . 
oder Beſchlußfaſſung zuſtändigen Staatsbehörde angebracht, fo gilt die Fril 
als gewahrt. 

§ 27. 

Gegen die Entſcheidungen und Beſchlüſſe der Staatsbehörde nach §§ 23 
und 25. ſteht binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung be⸗ 
ginnenden Friſt von zwei Wochen ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch den 
beteiligten Kirchengemeinden die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden: 

1. daß die angefochtene Entſcheidung oder der angefochtene Beſchluß auf 
der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des be 
ſtehenden Rechtes, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe ; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

In der Klage iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung oder 
unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, oder worin die behaupteten Mängel 
des Verfahrens gefunden werden. 

In den Fällen des § 23 Abſ. 3 findet die Klage nicht ſtatt. 


$ 28, 

Durch die Erhebung des Einſpruchs oder der Beſchwerde oder durch die 
Stellung des Verteilungsantrags oder durch die Anſtellung der Klage wird die 
Verpflichtung zur Zahlung der Kirchenſteuer nicht aufgehoben. 

Die Staatsbehörde iſt befugt, bis zur endgültigen Entſcheidung die vor- 
läufige Ausſetzung der Vollſtreckung anzuordnen. 


a § 29. 
Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zur Kirchenſteuer 
nur in den Fällen der $$ 9 und 10 des Geſetzes wegen Erweiterung des Rechte: 


wegs vom 24. Mai 1861 GGeſetz-Samml. S. 241) ſtatt. 


d. Koften. 
$ 30. 
Hinſichtlich der Koſten der Veranlagung und Erhebung der Steuer findet 


$ 89 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 Geſetz-Samml. S. 152) 
ſinngemäß Anwendung. 
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e. Beſondere Beſtimmungen. 
* 


$ 31. 5 
Die Vorſchriften der §§ 83 bis 86, 88 und 94 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1893 GGeſetz⸗Samml. S. 152) finden auf die Nach⸗ 
forderung und Verjährung von Kirchenſteuern, ſowie auf die in dieſem Geſetze 
beſtimmten Friſten ſinngemäß Anwendung. 


6 32. 

Den kirchlichen Organen und ihren Mitgliedern ſowie den bei der Ver⸗ 
anlagung beteiligten Beamten iſt es unterſagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten 
Erwerbs, Vermögens- oder Einkommensverhältniſſe eines Steuerpflichtigen 
unbefugt zu offenbaren. 

Die Beſtimmungen der $$ 80 und 81 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (GGeſetz-Samml. S. 152) finden ſinngemäß Anwendung. 


$ 33. 

Wird im Falle des § 53 Abſ. 1 des Geſetzes über die Vermögensverwaltung 
in den katholiſchen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 241) 
die Erhebung und Einziehung einer Umlage angeordnet, ſo finden die Vorſchriften 
der Abſchnitte I bis V dieſes Geſetzes Anwendung. Mit den dem Kirchen⸗ 
vorſtande zuſtehenden Befugniſſen kann ein anderer Kirchenvorſtand oder ein von 
Amts wegen zu beſtellender Bevollmächtigter, erforderlichenfalls auf Koſten der 
Kirchengemeinde, beauftragt werden. 


V. Beſondere Beſtimmungen für die Geſamtverbände in der 
katholiſchen Kirche. 


$ 34. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf die Geſamtverbände in der 
katholiſchen Kirche ſinngemäß Anwendung. 
Die dem Kirchenvorſtande beziehungsweiſe den kirchlichen Gemeindeorganen 
zuſtehenden Befugniſſe werden von den Verbandsvertretungen nach Maßgabe der 
darüber beſtehenden beſonderen Beſtimmungen wahrgenommen. 


VI. Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$ 35. 5 
Auf Militär⸗ und Anſtaltsgemeinden findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


| $ 36. 

Die Kirchengemeinden find berechtigt, an Stelle der Leiftung von Hand⸗ 
und Spanndienſten die Erhebung eines dem Werte entſprechenden Geldbetrags 
im Wege der Kirchenſteuer zu beſchließen. 
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Er — 0 — 1 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der biſchöflichen und der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde. g 
| $ 37. 
Die Befugnis der Kirchengemeinden, auf Grund zu Recht beſtehender 


8 älterer, von den Vorſchriften dieſes Geſetzes abweichender Ordnungen Kirchenſteuern 


umzulegen, bleibt unberührt. Die Kirchengemeinden ſind jedoch in allen Fällen 
berechtigt, die Aufbringung kirchlicher Umlagen nach Maßgabe der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zu beſchließen. 

8 38. 

Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den §§ 1, 15, 19, 23, 25, 28 und 36 dieſes Geſetzes erwähnten 
Rechte auszuüben haben. r 

839, 
Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


" $ 40. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
8 41. 
Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Gefle, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1905. 


(I. S.) Wilhelm. 
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